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Revisionsklägerin„

Der 3.Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 47° April 4970 durch

Senatspräsident Dr„ L a n g k e i t
— Vorsitzender —,

Bundesrichter Dr‚ K r e b s und

Bundesrichter Schroeder—Printzen,
Bundessozialrichter R ü b

s t e c k und

Bundessozialrichter R e i m e r

für Recht erkannt:

Auf die Revision der beigeladenen Landesversiche—

rungsanstalt Freie und Hansestadt Hamburg werden

die Urteile des Landessozialgerichts Hamburg vom 5°

August 4969 und des Sozialgerichts Hamburg vom

50° Oktober 4968 aufgehoben„

Die Klage wird abgewiesen„

Außergerichtliche Kosten des Verfahrens sind nicht

zu erstatten„
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Die Beteiligten streiten darüber, ob eine von der beige—

ladenen Bundesversicherungsanstalt für Angestellte nach

Art° 2 € 1 des Angestelltenversicherungs—Neuregelungs—

gesetzes (AnVNG) idF des Rentenversicherungs—Änderungs—

gesetzes (RVÄndG) vom 9„ Juni 1965 ausgesprochene Befrei—

ung des Klägers von der Versicherungspflicht in der Ange—

stelltenversicherung sich auf eine spätere arbeiterrenten—

versicherungspflichtige Beschäftigung erstreckt°

Der Kläger ist vom 1° Juli 1965 an gemäß der genannten

Vorschrift von der Versicherungspflicht in der Angestell—

tenversicherung befreit worden° Er nahm vom 10 Januar

1967 an bei-der Firma Karl—Heinz Sch in Hamburg eine

arbeiterrentenversicherungepfliohtige Tätigkeitauf°

Gegenüber der Beitragsanforderung der beklagten Allge-

meinen Ortskrankenkasse berief er sich auf die erteilte

Befreiung° Mit Bescheid vom 26° Januar 1967 stellte die

Beklagte seine Versicherungs— und Beitragspflicht zur

Arbeiterrentenversicherung fest und wies seinen Wider—

spruch ■urch Bescheid vom 50 April 1968 zurückq

Das Sozialgericht (SG) hat die angefochtenen Bescheide
aufgehoben (Urteil vom 500 Oktober 1968), da sich die dem
Kläger zur Angestelltenversicherung erteilte Befreiung

auch auf seine Versicherungspflicht zur Arbeiterrenten—

versicherung erstrecke°

Das Landessozialgericht (LSG) hat diese Entscheidung
bestätigt‘ (Urteil vom 5° August 1969): Zwar könne ein

Versicherungsträger unmittelbar nur für den Versiche—

rungszweig, für den er zuständig sei, eine Befreiung er—

teilen° Es laufe jedoch der allgemeinen Entwicklung auf

dem Gebiet der Rentenversicherung und der Interessenlage
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der Beteiligten zuwider, wenn bei einem Wechsel des

Versicherungszweiges ein Versicherter, der bisher von

der Versicherungspflicht befreit werden sei, weil er

auf andere, vom Gesetzgeber gebilligte Weise für seine

Alterssicherung vorgesorgt habe, gezwungen wäre, noch—

mals Pflichtbeiträge zu.leisten° Die Rentenversicherungen

der Arbeiter und der Angestellten seien im Laufe der Zeit

einander weitgehend angeglichen worden° Eine nach Art°

2 5 4 AnVNG ausgesprochene Befreiung sei zudem nicht nur

für_das zur Zeit bestehende Beschäftigung$vérhältnis be—

deutsam, sondern erfasse ungeachtet späterer Änderungen

des privaten Versicherungsschutzes das gesamte fernere

Berufsleben des Versicherten„ Gehe der Gesetzgeber aber

von einer endgültigen Befreiung des Versicherten von der

Versicherungspflicht aus, so bestehe kein Grund für ein

Wiederaufleben der Versicherungspflicht bei einem Wechsel

des Versicherungszweiges„

Gegen dieses Urteil hat die beigeladene Landesversiche-

rungsanstalt (LVA) die vom LSG zugelassene Revision ein—

gelegto Sie ist der Auffassung, es sei aus keiner Vor—

schrift auch nur mittelbar herzuleiten, daß die nach Art°

2 5 1 AnVNG ausgesprochene Befreiung auch für den Fall

eines Wechsels zur Arbeiterrentenversicherung gelten solle°

Hierbei handele es sich nicht um eine ausfüllungsbedürf—

tige Gesetzeslücke; vielmehr habe der Gesetzgeber aus der

Verschiedenheit der‚kweils erfaßten sozialen Schichten

heraus, für deren Zugehörigkeit die ausgeübte Beschäfti-

gung maßgebend sei, eine ungleiche Behandlung gewollt°

Bine erweiternde Auslegung, wie sie das LSG vorgenommen

habe, greife der Gesetzgebung vor°

Die beigeladene LVA beantragt,

das Urteil des LSG Hamburg vom 5° August 1969

sowie das Urteil des SG Hamburg vom 50° Oktober

1968 aufzuheben und die Klage abzuweisen„
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Der Kläger ist im Revisionsverfahren nicht vertreten°

Die übrigen Beteiligten haben keine Anträge gestellt„

Sämtliche Beteiligten sind mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstandeno

Die Revision der beigeladenen LVA ist begründet‚ weil

das LSG zu Unrecht für die Zeit ab Januar 4967 eine

Versicherungs— und Beitragspflicht des Klägers zur

Arbeiterrentenversicherung verneint hate

Unstreitig gehörte der Kläger während dieser Zeit aufgrund

seiner Beschäftigung bei der Firma Sch in Hamburg zu
dem in 5 4227 Abs° 4 Nr„ 4 der Reichsversicherungsordnung
(RVG) bezeichneten“Arbeitnehmerkreis° Er unterlag hiernach

der Versicherungs— und damit zugleich der Beitragspflicht

zur Rentenversicherung der Arbeiter° Der Befreiungs—

bescheid der beigeladenen BfA hat daran nichts geändert°

Dieser Bescheid ist von der genannten Beigeladenen im Be-

reich ihrer Zuständigkeit für die Angestelltenversicherung

und mit Wirkung für diese auf der Rechtsgrundlage des Art°

„2 5 4 AnVNG erlassen worden und kann«über dieses Gebiet

hinaus daher Auswirkungen nur haben, wenn er sich aus—

nahmsweise nach gesetzlichem Willen auf andere Versiche—

rungszweige beziehen würde°

Für das Gebiet der Arbeiterrentenversicherung ist eine

solche Ausdehnung nicht vorgeseheno Eine ausdrückliche
gesetzliche Vorschrift über eine Fortgeltung der Befreiung

auch für ein arbeiterrentenversicherungspflichtiges Be—

schäftigungsverhältnis fehlt° Art° 2 @ 4 AnVNG idF des
RVÄndG legt_nach seinem Wortlaut die Voraussetzungen fest‚

unter denen eine Befreiung von der Rentenversicherungs—

pflicht der Angestellten zu erteilen ist, ohne Ausmaß und

Dauer der Befreiung ausdrücklich zu bestimmen und insbe—
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sondere für den Fall eines späteren Wechsels des Beschäf—

tigungsverhältnisses, der zugleich einen Wechsel des

Versicherungszweiges bedingt, eine besondere Regelung zu

treffen° Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts

kann eine solche Bestimmung auch einer ergänzenden Aus—

legung der Gesetzesvorschriften nicht entnommen werden°

Die abweichende Regelung der Versicherungspflicht der
_Arbeiterrentenversicherung gegenüber der Angestellten—

versicherung läßt eine Auswirkung von Befreiungsrege—

lungen der Angestelltenversicherung auf die Arbeiter—

rentenversicherung nicht zu° Trotz weitgehender Annähe—

rung beider Versicherungszweige ist auch bei Erlaß des

RVÄndGd dessen Vorschriften hier in Betracht kommen —
die unterschiedliche Behandlung der Versicherten gerade

hinsichtlich der Versicherungspflicht in der Angestell—

ten— und in der Arbeiterrentenversicherung bestehen ge—

blieben° Während die Angestelltenversicherung den Ange—

stellten von einer bestimmten Einkommenshöhe an von der

Versioherungspflicht freistellt und damit den Alters—

schutz seiner Eigeninitiative und seinem Risiko überließ,

kannte und kennt die Arbeiterrentenversicherung keine4

solche Ausnahme° Sie sieht den Versicherten ohne Rück—

sicht auf die Höhe seines Einkommens als schutzbedürf—

tig an° Die Einführung einer Versicherungspflichtgrenze

für Arbeiter wurde vom Bundestagsausschuß für Sozialpoli-

tik bei Erlaß des RVÄndGausdrücklich abgelehnt (vgl°

Bundestagsdruckso IV/5255, 40 Wahlperiode, zu 55 1228‚
1228a RVG; v° Gellhorn, Die Erhöhung der Versicherungs-

pflichtgrenze, BABl 1965, So 587, 588)° Die Ausdehnung
einer Befreiung von der Versicherungspflicht der Ange—

stelltenversicherung auf die Arbeiterrentenversicherungs—

pflicht würde daher zu einer Ausnahmeregelung innerhalb

dieses Versicherungszweiges führen, die gesetzlich nicht

vorgesehen ist, zu seinem System und seinen Grundsätzen
in Widerspruch steht und deshalb auch vom Gesetzgeber

‚.
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nicht beabsichtigt sein kann° Sie hätte außerdem zur Folge,

daß Versicherte eines Versicherungszweiges ungleich be—

handelt würden° Nur der als Angestellter befreite Ver—

sicherte könnte auch in der Arbeiterrentenversicherung

Versicherungsfreiheit für sich in Anspruch nehmen, nicht

aber der hochbezahlte Facharbeiter, der in gleicher Weise

für seine Alterssicherung aufkommen könnte°

Eine Ausnahmeregelung für die Arbeiterrentenversicherung

kann auch nicht aufgrund der Vorschriften der Wanderver—

sicherung angenommen werden° Zwar hat der Gesetzgeber für

das Beitrags— und Leistungsrecht Wanderversicherter Sonder—

bestimmungen geschaffen, die zugunsten dieser Versicherten

eine Art Funktionseinheit der verschiedenen Versicherungs—

träger bewirken und ihre in einem Versicherungszweig er—

worbenen Rechte auch in anderen Sparten wirksam werden

lassen° Sinn und Zweck dieser Regelungen ist es aber allein,

im Interesse der sozialen Sicherung der Wanderversicherten

einen Réchtsverlust zu vermeiden, der durch den Wechsel des

Versicherungszweiges eintreten könnte° Sie sind somit auf

die Aufrechterhaltung des Versicherungsschutzes gerichtet°

Für eine Befreiung von der Versicherungspflicht, die hier

in Rede steht, können diese Grundsätze aber keine Anwendung

finden„

Die Tatsache, daß eine nach Art, 2 5 4 AnVNG ausgesprochene

Befreiung nicht auf das Beschäftigungsverhältnis beschränkt

ist, für das sie erteilt worden ist, sondern den Versicher—

ten endgültig aus der Angestelltenversicherung ausschließt

ohne Rücksicht auf spätere Änderungen der Einkommenshöhe

oder der bestehenden privaten Sicherung (vgl° BSG 37, 424;

25, 241, 244; Jantz—Zweng, Art° 2 5 4 AnVNG III; Schimanski,

B V/7, Art° 2 5 1 KnVNG), läßt ebenfalls nicht auf eine

Befreiung auch in anderen Zweigen der Rentenversicherung
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schließen, wie das LSG meint° Die Vorstellung des Gesetz—

gebers, daß der betreffende Angestellte für sein gesamtes

weiteres Berufsleben befreit sein solle, trifft nur für

den Normalfall des Berufslebens eines Angestellten zu, für

den mit einem Wechsel von einer hochbezahlten und deswegen

versicherungsfreien Angestelltentätigkeit zu einer

Arbeitertätigkeit im allgemeinen nicht zu rechnen ist°

Nur für diesen schien es berechtigt, ihn — in Überein—

stimmung mit den Grundsätzen der Angestelltenversicherung —
auf eigenes Risiko aus der Versicherungspflicht zu ent—

lassen°

Auch die Interessenlage des Versicherten, dem an einer

Weiterführung seiner bisherigen privaten Sicherung und

der Vermeidung einer Doppelbelastung gelegen ist, recht-

fertigt nicht die Erstreckung des Befreiungsbescheids

auf ein arbeiterrentenversicherungspflichtiges Beschäf—

tigungsverhältnis° Nach der bestehenden gesetzlichen

Regelung konnte er nur darauf vertrauen, daß ihm die

bisherige Versicherungsfreiheit ungeachtet späterer

gesetzlicher Regelungen erhalten bleiben und ohne sein

eigenes Zutun nicht mehr entzogen würde° Hingegen wäre

er lediglich einem Irrtum erlegen, wenn er im Wider—

spruch zur Rechtslage dem;Befreiungßbescheid eine Wir—
kung auf die Arbeiterrentenversicherung beigemessen

hätte, Ein solcher Irrtum bedarf aber keines Vertrauens—

schutzes°

Das Urteil des 5° Senats des Bundessozialgerichts (BSG)

(Urteil vom 4° Juli 4966 in SozR Nr° 4 zu Art, 2 5 4
KnVNG), das vom LSG zur Unterstützung seiner Auffassung

herangezogen wird, führt nicht zu einem anderen Ergebniso

Der 50 Senat hat für den Übergang von der Angestelltenver—

sicherung zur Knappschaftsversicherung die nach Art° 2
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5 1 AnVNG erteilte Befreiung als fortbestehend anerkannt°

Er hat diesen Fall demjenigen eines wechsels innerhalb der

einzelnen Knappschaften gleichgestellt, für den gleichfalls

eine ausdrückliche gesetzliche Regelung fehlt° Seiner Auf—

fassung nach beruht diese Lücke auf einem Versehen des

Gesetzgebers‚ der für die Knappschaftsversicherung offen—

sichtlich eine Weitergeltung der Befreiung von der Ver—

sicherungspflicht nicht habe ausschließen wollen und auch

für den Fall eines Wechsels des Versicherungszweiges nur

Bedenken wegen der unterschiedlichen Höhe der anderwei—

tigen Alterssicherung und wegen der Gefahr einer Ausdeh—

nung auf einen weiteren Personenkreis geäußert habe°

Die Erwägungen treffen aber nur für die ähnlichen Bereiche

der Knappschaften untereinander sowie auch im Verhältnis

der Angestellten— zur Knappschaftsversicherung zu„ Die

knappschaftliche Rentenversicherung umfaßt Arbeiter und

Angestellte° Versichert sind in ihr ua die in einem knapp—

schaftlichen Betrieb gegen Entgelt beschäftigten Arbeit—

nehmer (@ 4 Abs° 1 Nr° 4 des Reichsknappschaftsgesetzes

idF des Knappechaftsversicherungs—Neuregelungsgesetzes vom

21„ Mai 1957 — BGBl I, 555 --)° Ein Betriebswechsel unter

Beibehaltung einer Angestelltentätigkeit hat somit u„U°

zur Folge, daß die Versicherungspflicht nicht mehr nach

den für die Zugehörigkeit zur Angestelltenversicherung

maßgebenden Merkmalen, sondern nach den Vorschriften der

knappschaftlichen Rentenversicherung geprüft werden muß°

Hier legt es schon allein_die Fortdauer der Beschäftigung

als Angestellter nahe, den für diese Beschäftigung er—
teilten Befreiungsbescheid ohne Rücksicht auf den Wechsel

des Versicherungszweiges auf die gleichartige Beschäf—

tigung in einem anderen Betrieb zu erstrecken° Dieser

wesentliche Unterschied der Rechtslage läßt es nicht zu‚

die geannte Entscheidung des 5„ Senats des BSG auf den

vorliegenden Sachverhalt anzuwenden°
_9_

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_9_.

Die Klage muß daher unter Aufhebung der erstinstanz—

lichen Urteile abgewiesen werden°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 des Sozial—

gerichtsgesetzes°
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